
 Schriftsatz vom 04.09.2023, Seite 1 von 17  

 
Mauersberger,  Kerstin 

Ehrlichstr. 28 
[10318] Berlin 

 
Mauersberger, Kerstin, Ehrlichstr. 28, [10318] Berlin  
 
Amtsgericht Tiergarten 
Turmstr. 91 
 
[10559] Berlin 
 
 
  vorab per Fax: 0 30 / 90 14 - 20 10 
 
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Unser Zeichen Ort, Datum 

- (260 Cs) 232 Js 2193/23 
(101/23) - 

00048/23ga (sw/pe) Berlin, 30.08.2023 

Mauersberger, Kerstin - vermeintlicher Strafbefehl 
wegen Ermittlungsverfahren hinsichtlich vermeintlicher Urkundenfälschung § 267 StGB 

Einlassung zum Termin am 06.09.2023 um 12.00 Uhr vor dem AG Tiergarten, Az. (260 Cs) 
232 Js 2193/23 (101/23) 

wegen: vermeintlicher Urkundenfälschung gemäß § 267 StGB   
 

Sehr geehrtes Gericht, 
 
Montag 27.03.2023 kamen zwischen 9.00 Uhr und 10.00 Uhr ca. 15 bis 20 Menschen in Praxis 
für Podologie. 
Einige standen vor der Praxis, einige liefen bis nach hinten zum Hinterausgang durch, andere 
verteilten sich am Tresenbereich und Wartebereich, die Praxis war gefüllt mit zu vielen 
Menschen. 

Hr. Schöps vom Hauptzollamt kam zum Tresen auf mich zu. Er und mehrere andere Polizisten 
nahmen die mehrfach ausliegenden Flyer in meinen Räumlichkeiten (am Tresen) wahr. Daraus 
war deutlich zu sehen, dass mein Betrieb ein Betrieb des Königreichs Deutschland ist.  
 

Bereits beim Eintreten in meine Praxis hat jeder den Aushang in meinem Schaufenster 
gelesen:  
„Königreich Deutschland 
Hausordnung 
Mit dem Betreten der Räumlichkeiten sind Sie temporär Staatszugehöriger des 
Königreichs Deutschland und damit einverstanden. Es entstehen keine weiteren Rechte 
und Pflichten.“ 

 
Ich fragte Herrn Schöps nach deren Anliegen. 
Er stellte das Finanzamt vor, sich als das Hauptzollamt, Ordnungsamt, Bundespolizei, das 
Landeskriminalamt und meinte, es handle sich um eine Überprüfung des Betriebes wegen 
Schwarzarbeit. 
Es würde nicht nur mein Betrieb überprüft werden. 
Er legte mir Unterlagen zur Unterschrift vor und Ihre Dienstausweise seien dabei. 
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Dann meinte er: "Weisen Sie sich bitte aus!" 
Wenn ich ihm zuarbeite und mitmache, könne ich schneller wieder meiner Arbeit nachgehen. 
Ich bekundete meinen Unwillen wegen der Masse der Menschen. Hr. Schöps schickte einige 
Menschen hinaus. Ich sagte, es seien immer noch zu viele in den Räumen, es reichen 
diejenigen  welche ein Anliegen an mich haben. 
 
Ich wurde nach Arbeitsverträgen gefragt. Ich sagte, dass dieser Betrieb vereinszugehörig beim 
Königreich Deutschland ist. Hr. Schöps sagte, das sei egal. Ich erwähnte, dass ich eine 
Mitwirkende habe. 
Ulrike im Behandlungsraum ist eine Praktikantin. 
 
Eine junge Frau fragte erneut nach meinem Ausweis und dass der Führerschein auch reicht. 
Ich lächelte und ging zum Hinterausgang, die Treppe hinauf zum Büro. Auch dort standen 4 
Menschen. Ich lächelte und grüßte sie. Hr. Schöps wollte folgen und ich verneinte seinen Wunsch 
und schloß die Tür vor ihm zu. 
Ich sammelte mich nun ersteinmal und rief das KRD an. 
Ich sprach mit Peter, er war die ganze Zeit am Telefon bei mir, was mich in dieser Situation 
beruhigte und ich ihm sehr dankbar war. 
 
Ich nahm die Identitätskarte des KRD und legte sie als mein " Betriebsausweis" vor, um so meine 
Zugehörigkeit zum KRD Betrieb zu unterstreichen. Es ging ja um angebliche Schwarzarbeit und 
die Identitätskarte entlastet mich. Man sieht deutlich, dass ich einer anderen Struktur angehöre, 
die etwas Besseres, Menschlicheres zum Ziel hat, wo die Menschen dauerhaft glücklich nach 
den Schöpfungsgesetzen, von denen ich zu 100 % überzeugt bin, leben können.  
Aus meiner Sicht ist das Königreich Deutschland ein eigener Staat. 
Die BRD war deshalb nicht zuständig und hatte ohnehin kein Recht. Selbst wenn man das KRD 
nicht als Staat ansehen würde, dann wäre das Vorgehen dennoch nicht gerechtfertigt. Denn es 
wurde mehrfach seitens der BRD-Gerichte anerkannt, dass das KRD zumindest ein Verein im 
BRD-System ist und innerhalb dieses Vereins Steuern und Sozialabgeben-Vorschriften nicht 
anwendbar sind. Es handelte sich daher keinesfalls um Schwarzarbeit. Dies wollte ich mit 
Vorlage der Identitätskarte unterstreichen. Da alle Daten auf dieser Karte der Wahrheit 
entsprechen wollte ich selbstverständlich auch niemanden täuschen.  
 
Vom Landeskriminalamt, Hr. Müh wurde dann diese Identitätskarte einbehalten, beschlagnahmt. 
Ich unterschrieb keins Ihrer Schriftstücke und weigerte mich, auf Rat Peter's, bei weiteren Fragen 
keine Auskünfte mehr zu geben. 
Ich reichte das Telefon an Hr. Schöps weiter, so daß Peter auf spezielle Fragen antworten konnte. 

Ich sagte, man könne mit mir gern einen Termin machen, um den Betriebsablauf nicht stören zu 
müssen. Hr. Schöps sagte, sie dürfen so in den Betrieb eindringen. 

In diesem Fall fand ich meinen Betriebswechsel zum KRD bestätigt, da meine Menschenwürde 
nicht geachtet wird. 
 
Aus meiner Sicht liegen folgende rechtliche Verfahrensmängel vor: 
 
1. Fehlender Eröffnungsbeschluss wegen formell unwirksamem Strafbefehl 
 

Ich erhielt eine Abschrift des Strafbefehls zugestellt, in welchem keine Unterschrift des Richters 
enthalten war. Damit wurde mir kein rechtswirksamer Strafbefehl zugestellt. 
 

Gem.  § 33 Abs. 3 Nrn. 1., 2., 4. VwVfG (anwendbar über § 1 StPO, § 13 GVG) heißt es: 
 
 

Seiten 2-16
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Jahre  2012  in  der  Lutherstadt  Wittenberg  in  der  Staatsform  der  Monarchie  das 
Königreich Deutschland.“ 
Seite 11: 
„Das Königreich Deutschland verfügt über eine Verfassung.“ 

 
Eine mir eventuell unterstellte „Verblendung“ müsste in meinem Fall also durch bundesdeutsche 
Institutionen  und  ihre  Veröffentlichungen  ausgelöst  worden  sein.    Das  sollte  doch  wohl  nicht 
möglich sein. 

 Hochachtungsvoll 

 
 
 
 
 
 
 

Kerstin Mauersberger 
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